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Zwischen Demokratie-Hoffnung, sicherheitspolitischen
Ängsten und energiewirtschaftlicher Vision:
die Perspektiven der EU-Mittelmeerpolitik

Laura Blees*

Aufgrund der Umbrüche in der arabischen
Welt und der neuen energiepolitischen Her-
ausforderungen in Deutschland und Europa rü-
cken sowohl die EU-Mittelmeerpolitik als
auch die Beziehungen Deutschlands, Frank-
reichs und der Europäischen Union zu den is-
lamischen Mittelmeerstaaten wieder verstärkt
in das öffentliche Interesse. So bestimmten
Fragen zur Zukunft der Union für das Mittel-
meer, zur Uneinigkeit und zum Glaubwürdig-
keitsverlust der Europäischen Union im Kon-
text der arabischen Revolutionen sowie zum
Potenzial der energiewirtschaftlichen Zusam-
menarbeit von Europäischer Union und ihren
Mittelmeerpartnern die zweitägige Tagung an
der Universität Kassel mit dem Titel „Sicher-
heitspolitische Utopie oder energiepolitische
Vision? Deutschland, Frankreich und die Be-
ziehungen der EU zu den islamischen Mittel-
meerländern“. Die Tagung spannte bewusst ei-
nen weiten Bogen und gliederte sich in drei
thematische Abschnitte: Brücken über das Mit-
telmeer; die schwierigen Beziehungen der
Europäischen Union zur Türkei; und Deutsch-
land, Frankreich und die Mittelmeerpartner.

Politische Ängste und energiewirtschaftliche
Visionen: Perspektiven der EU-
Mittelmeerpolitik

Nach der Eröffnung der Tagung durch Sabine
Ruß-Sattar und einem Grußwort von Stefan
Mörsdorf und Georg Walter gab Annette Jü-
nemann in ihrem Vortrag einen einführenden
Überblick über die Etappen der EU-Mittel-
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meerpolitik. Ausgangspunkt ihrer Darstellung
waren die gegenwärtigen Umbrüche in der ara-
bischen Welt. Laut Jünemann waren weder die
Europäische Union noch die anderen Staaten
auf diese Umwälzungen vorbereitet. Zunächst
habe die Europäische Union die bestehenden
Regime weiterhin unterstützt, dabei standen
hauptsächlich sicherheitspolitische Erwägun-
gen im Vordergrund.

Die EU-Mittelmeerpolitik nach Ende des Ost-
West-Konflikts sei von der Idee geprägt, eine
homogene Politik gegenüber der Mittelmeer-
region zu schaffen. Es sollten wirtschaftliche,
entwicklungspolitische und Demokratiedefizi-
te in den arabischen Staaten ausgeglichen wer-
den, da der Nahe und Mittlere Osten als Kri-
senregion wahrgenommen wurde. In diesem
Zusammenhang hob Jünemann noch einmal
hervor, dass die Europäische Union einerseits
einen Demokratisierungsprozess nur anstoßen,
sich aber nicht über dessen Ausgang sicher sein
könne. Andererseits müsse die Europäische
Union bereit sein, Instabilität auszuhalten und
ein Demokratisierungsergebnis zu akzeptie-
ren, das ihren Vorstellungen eventuell nicht
entspricht. Die Ereignisse des 11. Septembers
2011 hätten dem Demokratisierungsprozess
wiederum den Boden entzogen. Auf der theo-
retischen Ebene fänden die Debatten zur De-
mokratieförderung weiterhin statt, jedoch fin-
de keine Umsetzung mehr in die Praxis statt.
Mit der Initiative für eine Mittelmeerunion
durch Nicolas Sarkozy 2007 und deren euro-
päischer Umsetzung sei der Ansatz zur Demo-
kratieförderung endgültig ad acta gelegt wor-
den. Bestrebungen, die Zivilgesellschaft zu
stärken, seien durch einen wirtschaftsorientier-
ten Ansatz ersetzt worden. Letztendlich war
Jünemann skeptisch, ob die Europäische Uni-
on die mit den Demokratisierungsbestrebun-
gen einhergehende Instabilität in den arabi-
schen Staaten aushalten wird.

In dem Vortrag von Thomas Demmelhuber
stand die europäisch-ägyptische Zusammenar-
beit vor dem ‚arabischen Frühling‘ und der Zeit
nach dem Rücktritt des ägyptischen Staatsprä-
sidenten Hosni Mubarak im Mittelpunkt.

Skeptische Distanz: Deutschland und die EU-Mit-
telmeerpolitik
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Solarstrom aus der Wüste für Europa?
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Dr.-Ing. Hani EL NOKRASCHY, stellv. Vorsit-
zender des Aufsichtsrats, DESERTEC Stiftung,
Hamburg

Dr.-Ing. Michael STERNER, Fraunhofer-Institut
für Windenergie und Energiesystemtechnik
(IWES), Kassel

Dipl.-Geogr. Valentin HOLLAIN, EUROSOLAR
e.V., Bonn

Matthias RUCHSER, Deutsches Institut für Ent-
wicklungspolitik (DIE), Bonn

Die schwierigen Beziehungen zwischen der
Europäischen Union und der Türkei –
Konsequenzen für die Mittelmeerpolitik
Deutschland und der EU-Beitritt der Türkei – si-
cherheitspolitische, wirtschaftliche und energiepo-
litische Aspekte
Dr. Jörg BAUDNER, Bremen/Istanbul

Innenpolitische Wahrnehmungen des EU-Beitritts-
gesuchs der Türkei in Deutschland und Frankreich
Prof. Dr. Sabine RUß-SATTAR, Universität Kas-
sel

Die Neuausrichtung der türkischen Außenpolitik –
eine Wende in der Europapolitik der Türkei mit
Auswirkung auf die Energie- und Mittelmeerpoli-
tik?
Prof. Dr. Wolfgang GIELER, Okan University, Is-
tanbul

Die Rolle des Islam in der türkischen Politik
Ertuğrul ŞAHIN, Goethe-Universität Frankfurt am
Main

Deutschland, Frankreich und die
Mittelmeerpartner – gemeinsame sicherheits-
und energiepolitische Herausforderungen und
Lösungsversuche
Europäische Migrationspolitik im Mittelmeerraum
zwischen sicherheitspolitischer Abschottung und
wirtschaftlicher Integration
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So habe sich die europäisch-ägyptische Zu-
sammenarbeit vor den Umbrüchen dadurch
ausgezeichnet, dass Ägypten die Mittelmeer-
staaten koordiniert und gegenüber der Europä-
ischen Union vertreten habe. Es habe eine po-
litische Einmischung der Europäischen Union
in die Politik der Region entschieden abge-
lehnt. Einerseits habe Ägyptens übersteigerte
und verzerrte Selbstwahrnehmung in Bezug
auf seine wirtschaftliche und politische Stärke
die EU-ägyptischen Beziehungen determi-
niert. Andererseits habe das ägyptische Re-
gime seine geostrategische und wirtschaftliche
Bedeutung in politischen Einfluss umgesetzt.
Dazu bemerkte Demmelhuber ironisch: „Nor-
malerweise heißt es: ‚Wer zahlt, schafft an!‘
Zugespitzt könnte man sagen, dass es sich im
Falle Ägyptens und der EU umgekehrt ver-
hielt.“ Das wesentliche Problem bestehe darin,
dass die Europäische Union vor Konfrontatio-
nen zurückgeschreckt sei und sich bei politi-
schen Fragen (beispielsweise Menschenrech-
te) meist zurückgehalten habe. Ursächlich für
diese „non-confrontational action“ seien zum
einen die vertikale und horizontale Akteurs-
vielfalt innerhalb der Europäischen Union und
zum anderen die Angst vor unintendierten Ne-
benfolgen rascher politischer Umbrüche, die
sich gerade 2011 in Tunesien und Ägypten er-
gaben. Für Demmelhuber sollte die Europä-
ische Union bei der Neuausrichtung ihrer Mit-
telmeerpolitik drei Prinzipien berücksichtigen:
Erstens müssten sämtliche Strukturen und In-
strumente der EU-Mittelmeerpolitik auf den
Prüfstand. Zweitens müsse der Tatsache poli-
tisch Rechnung getragen werden, dass Ent-
wicklungen nicht erzwungen werden können
und der politische Transformationsprozess er-
gebnisoffen ist. Drittens gelte es, sich einen
Überblick über die sich gerade herauskristalli-
sierende neue Akteurskonstellation vor Ort zu
verschaffen. Erst dann sei es sinnvoll, Trans-
ferzahlungen für die inhaltliche Begleitung des
politischen Transformationsprozesses zu täti-
gen. Zuvörderst müsse es daher um eine Ver-
besserung der sozioökonomischen Lage der
Menschen gehen. Nur so sei es möglich, ge-
sellschaftsübergreifend die Unterstützung für

Perspektiven für eine neue EU-Mittelmeer-Politik
Prof. Dr. Mohamed TURKI, Tunis

Deutschland, Frankreich und die Rolle der
Europäischen Union bei der Lösung des israelisch-
palästinensischen Konflikts
Dr. Peter BENDER, Kassel

Perspektiven für eine neue EU-Mittelmeer-Politik
Katrin SOLD, Deutsche Gesellschaft für Auswär-
tige Politik e.V., Berlin

eine umfassende Demokratisierung des Staates
zu generieren.

Der Vortrag von Eberhard Rhein ging in eine
ähnliche Richtung. Die größte Herausforde-
rung bestehe darin, den internationalen Bedeu-
tungsverlust der Europäischen Union in Zu-
kunft zu verhindern. Weiterhin kritisierte auch
er, dass die Europäische Union nicht einheit-
lich auftritt und keine klare Führungsrolle ein-
nimmt. Auch fehle ein simpler und vor allem
sachlich geführter Dialog. Zudem müssten
wirtschaftliche und politische Rahmenbedin-
gungen ausgearbeitet werden, die einheitlich
sind. Außerdem ziehe sich die Frage nach der
Glaubwürdigkeit wie ein roter Faden durch die
EU-Mittelmeerpolitik.

Mit einer hervorragend besuchten, ausführlich
und engagiert geführten öffentlichen Podiums-
diskussion „DESERTEC – Solarstrom aus der
Wüste für Europa?“ öffnete sich die wissen-
schaftliche Tagung am Abend für ein breiteres
und interdisziplinäres Publikum und setzte ei-
nen innovativen technikwissenschaftlichen
und energiepolitischen Akzent. Lehrende und
Studierende der speziellen Master-Studien-
gänge Erneuerbare Energien sowie Renewable
Energies in the Middle East North Africa Re-
gion an der Universität Kassel zeigten daran
sehr großes Interesse und diskutierten lebhaft
mit den anwesenden Podiumsteilnehmern Ha-
ni El Nokraschy, Michael Sterner, Valentin
Hollain und Matthias Ruchser. Im Zuge der
Diskussion wurden die Chancen und Möglich-
keiten, aber auch die Herausforderungen und
Probleme des DESERTEC-Projekts, eines ge-
planten mittelmeerübergreifenden Solar- und

76 integration – 1/2012 Arbeitskreis Europäische Integration • Tagungen

https://doi.org/10.5771/0720-5120-2012-1-74 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 19.01.2026, 05:51:19. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0720-5120-2012-1-74


Windstromverbundnetzes zwischen Europa
und Nordafrika, diskutiert sowie dessen Aus-
wirkungen und Vorteile für die energiepoliti-
sche Zukunft der Europäischen Union und der
Partnerstaaten. Zusammenfassend können
sechs wesentliche Ergebnisse der Diskussion
genannt werden: Erstens ist der Bedarf an er-
neuerbaren Energien da und wird im Zuge der
Energiewende weiter ansteigen. Zweitens
stellt das DESERTEC-Projekt eine Möglich-
keit zur Erzeugung weiterer erneuerbarer
Energien dar. Drittens bedarf es einer zentralen
sowie dezentralen Energieversorgung. Vier-
tens dürfen der Innovationsvorteil und die Füh-
rungsrolle Deutschlands, aber auch Europas
beim Ausbau erneuerbarer Energien nicht ver-
loren gehen. Fünftens bedarf es dazu einer en-
gen Zusammenarbeit auf europäischer Ebene.
In diesem Zusammenhang müssen Anstren-
gungen sowohl auf lokaler als auch globaler
Ebene unternommen werden. Sechstens sind
aktive Bürgerinnen und Bürger sowie eine en-
gagierte Gesellschaft für die Umsetzung der
Energiewende unabdingbar.

Vorübergehende Eiszeit? Die Beziehungen
zwischen der EU und der Türkei

Jörg Baudner erläuterte in seinem Beitrag zu
Deutschland und dem EU-Beitritt der Türkei,
dass sich die Problematik des Glaubwürdig-
keitsverlusts der Europäischen Union auch in
der Beitrittsdebatte widerspiegelt. So sprach er
von einer „Eiszeit“ innerhalb der europäisch-
türkischen Beziehungen. Der Türkei werde der
EU-Beitritt in Aussicht gestellt. Dass sich die-
ser trotz anhaltender Anstrengungen seitens
der Türkei bis jetzt nicht verwirklichen lasse,
führe zu einer tiefsitzenden Frustration inner-
halb der Türkei, vorrangig gegen Frankreich
und Deutschland. Eine privilegierte Partner-
schaft, wie sie Angela Merkel favorisiert, stehe
für die Türkei nicht zur Diskussion und sie
fühle sich durch diesen Vorschlag herabge-
setzt. Wirtschaftliche, energiepolitische und
sicherheitspolitische Aspekte wurden genannt,
um den Beitrittsanspruch zu untermauern. So
sei seit dem Regierungsantritt von Recep Tay-
yip Erdoğan ein stetiges Wirtschaftswachstum

zu verzeichnen. Auch werde die energiepoliti-
sche Bedeutung der Türkei betont, sie habe die
Ambition, eine „Energiedrehscheibe“ zwi-
schen Asien und Europa, sowohl für Gas als
auch für Öl, zu werden. Bezüglich sicherheits-
politischer Aspekte könne der türkische EU-
Beitritt die Stabilität in der Region erhöhen.
Baudner unterstrich, dass es letztendlich
schwierig sei, die Frage nach dem Beitritt zu
beantworten und die Transformationen einzu-
schätzen. Trotzdem dürfe die Chance des Bei-
tritts nicht verspielt werden, da der in Aussicht
gestellte Beitritt die wirkungsvollste Option
sei, eine ‚Norm-Diffusion‘ voranzutreiben.
Aus diesem Grund sollte das Zeitfenster nicht
überstrapaziert werden. Weiterhin bestehe die
Gefahr, dass sich die Türkei aufgrund ihrer
Enttäuschung – und um sich von Frankreich
und Deutschland abzugrenzen – nach Asien
orientiert. Um eine Abwendung der Türkei von
Europa zu verhindern, seien neue Initiativen
wünschenswert und nötig.

Dieser Schlussfolgerung pflichtete Sabine
Ruß-Sattar bei, die in ihrem Beitrag die Ver-
knüpfung innen- und außenpolitischer Diskur-
se in der Debatte um einen möglichen EU-Bei-
tritt der Türkei erörterte. Diese Debatten stün-
den im Kontext einer Phase des europäischen
Integrationsprozesses, in dem es nicht mehr um
das Öffnen von Grenzen und um eine weitere
Integration zu gehen scheine, sondern um die
Suche nach der Identität Europas und seinen
Grenzen, damit aber zunehmend auch um Ab-
grenzung und Ausschluss. Als unzureichend
verarbeitete Erfahrung scheine dabei die EU-
Osterweiterung die Debatte über den Beitritt
der Türkei zur Europäischen Union zu beein-
flussen. Vor allem drei Aspekte würden in die-
sem Zusammenhang diskutiert: die wirtschaft-
liche Situation der Türkei, die Durchsetzung
von Menschenrechten und die kulturelle Dif-
ferenz. Befürworter und Gegner interpretierten
die Gegebenheiten hier jeweils unterschied-
lich: So werde beispielsweise der Umstand,
dass die Türkei ein vorwiegend islamisch ge-
prägter Staat ist, entweder als Pro- oder Kon-
tra-Argument gedeutet. Besonders auffällig sei
jedoch, dass in Frankreich und Deutschland als
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den Staaten, in denen die Ablehnung des Bei-
tritts der Türkei besonders ausgeprägt ist, kul-
turalistische Argumente in den letzten Jahren
im Diskurs zunehmend an Gewicht gewonnen
haben. In Deutschland vermengten sich offen-
bar Ängste gegenüber vorgeblich ‚nicht inte-
grierbaren‘ muslimischen Zuwanderern aus
der Türkei mit der Angst vor einem EU-Mit-
gliedstaat Türkei. Auch in der französischen
Debatte zeige sich eine erhebliche Ambiva-
lenz, wobei die Frage nach der Bedeutung des
Islams zentral sei. Frankreich wolle sich über
die Grundwerte der eigenen Republik klar wer-
den, sodass der französische Präsident Sarkozy
– nicht zuletzt aus wahlpolitischen Gründen –
eine Debatte über die nationale Identität und
das Konzept der Laizität angestoßen habe. Die
Debatten in Frankreich und in Deutschland
hätten die Wahrnehmungen dieser beider Staa-
ten innerhalb der Türkei negativ beeinflusst. So
ist deren Ansehen in Meinungsumfragen in der
Türkei drastisch gesunken. Letztendlich, so
Ruß-Sattar, sei die kulturalistische Argumen-
tation nicht zweckmäßig und behindere auf po-
litischer wie gesellschaftlicher Ebene die Aus-
bildung kooperativer Beziehungen.

Kernpunkt des Vortrags von Wolfgang Gieler
war der Paradigmenwechsel innerhalb der tür-
kischen Außenpolitik. Die Neuausrichtung der
türkischen Außenpolitik habe mit der Regie-
rungsübernahme der Adalet ve Kalkınma Par-
tisi (Partei für Gerechtigkeit und Aufschwung,
AKP) begonnen. Im Zuge dieser Neuausrich-
tung sprechen Kritiker gemeinhin gerne vom
„Neo-Osmanismus“, die Regierung hingegen
spreche von „strategischer Tiefe“. So sei die
türkische Außenpolitik bis 2002 eher passiv
und eindimensional ausgelegt gewesen. Ziel
sei gewesen, die eigene Position zu verteidigen
und reaktiv zu handeln. Seitdem Ahmet Davu-
toğlu Außenminister ist, werde eine aktivere
und offensivere Außenpolitik betrieben. Auch
nehme die Türkei eine diskrete Vermittlerrolle
im Nahen und Mittleren Osten ein. Der neue
Ansatz der türkischen Außenpolitik verfolge
fünf wesentliche Ziele: erstens, der Beitritt zur
Europäischen Union soll bis spätestens 2023
zum 100. Bestehen der Republik verwirklicht

worden sein. Zweitens, soll eine weitere regio-
nale Integration erreicht werden. Drittens, soll
die Türkei eine einflussreiche und konfliktlö-
sende Position in der Region einnehmen. Vier-
tens, werde ein Bedeutungsgewinn der Türkei
innerhalb der internationalen Arenen und Or-
ganisationen angestrebt. Fünftens, wolle die
Türkei ihre Wirtschaftskraft weiter steigern.
Auch Gieler sieht die Gefahr, dass sich die
Türkei von der Europäischen Union abwenden
könnte. Sie bewegt sich zwischen zwei Konti-
nenten, zwischen Ost und West. Außerdem
werde das türkische Modell, das politische Mo-
dernisierung und wirtschaftliche Liberalisie-
rung miteinander verbindet, viel stärker in den
arabischen Staaten diskutiert, als das westliche
Modell. Die Türkei habe aufgrund ihrer neuen
Außenpolitik an Bedeutung in den arabischen
Staaten gewonnen. Der Paradigmenwechsel
kann nach Einschätzung Gielers zu einem Zu-
gewinn an ‚leadership‘ für die Türkei innerhalb
der islamischen Welt führen.

Dreh- und Angelpunkt des Vortrags von Er-
tuğrul Şahin war die Rolle des Islams in der
Türkei. Einleitend verwies Şahin darauf, dass
die seit dem 11. September 2001 wachsende
öffentliche Fixierung auf das Thema Islam in
Politik, Medien und auch Wissenschaft zu ris-
kanten Stereotypisierungen führt, die die Viel-
fältigkeit und auch die Spannungen innerhalb
des Islams selbst verkennen. Um die Rolle des
Islams in der Türkei richtig verstehen zu kön-
nen, bedürfe es einer Analyse der türkischen
Modernisierung. Dabei sei die historische Di-
mension von entscheidender Bedeutung. So
werde die osmanische Geschichte gemeinhin
als Konflikt- und Kriegsgeschichte beschrie-
ben. In diesem Zusammenhang sei der Begriff
‚Türke‘ mit dem des Islams gleichgesetzt und
eine Gefahr, die von ihm ausginge, heraufbe-
schworen worden. Die Erinnerung historischer
Feindschaften gepaart mit der Angst vor dem
islamistischen Terrorismus kreiere in den Köp-
fen westlicher Beobachter ein ganz neues Ge-
fahrenpotenzial des Islams in der Türkei. Die
Türkei sei lange Zeit als das Paradebeispiel der
Modernisierung eines islamisch geprägten
Staates angesehen worden. Laut Şahin gingen
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mit der Modernisierung auch gewisse Proble-
me einher, die sich zum Beispiel in dem Span-
nungsfeld zwischen einem strikten Laizismus
und einem Säkularismus – der die Religion in
verschiedenen Formen zur Sprache bringen
will – widerspiegeln. Dies wurde in Şahins
Vortrag als Konflikt der Türkei mit sich selbst
beschrieben. Dennoch würden sich aus diesem
Konflikt auch neue Perspektiven und Möglich-
keiten für die Türkei ergeben. So könne gerade
durch und wegen des Paradigmenwechsels der
AKP-Regierung und des Versuchs, die Kon-
fliktlinie zwischen Laizismus und Säkularis-
mus etwas abzuschwächen, ein Versöhnungs-
prozess angestoßen werden.

Multilateral und bilateral: Perspektiven für die
Kooperation im Mittelmeerraum

Sabine Riedel thematisierte in ihrem Vortrag
die europäische Migrationspolitik im Mittel-
meerraum und dessen Spannungsverhältnis
zwischen sicherheitspolitischer Abschottung
und wirtschaftlicher Integration. Gerade in die-
sem Politikfeld spiegelten sich die Problema-
tiken des Mehrebenensystems der Europä-
ischen Union wider. So sei die Migrationspo-
litik der Europäischen Union noch immer von
den heterogenen Interessen der einzelnen Mit-
gliedstaaten geprägt. Zwar habe das Schengen-
System seit seiner Überführung in das EU-
Recht im Jahre 1999 einheitliche Standards für
die Migrations- und Asylpolitik schaffen wol-
len. Doch seien durch Sonderregelungen für
einzelne Mitgliedstaaten und durch Über-
gangsregelungen im Zuge der Osterweiterung
weitere rechtliche Asymmetrien entstanden,
die einer einheitlichen Einwanderungspolitik
im Wege stünden. Andererseits zeigten sich
erste konzeptionelle Defizite in den bereits ver-
einbarten EU-Verträgen zur Sicherung des
europäischen Rechtsraums, wie sie zum Bei-
spiel im Haager und im Stockholmer Pro-
gramm offensichtlich würden. So werde ein
Schwerpunkt auf die Bekämpfung der illegalen
Migration gelegt und dabei auf den Schutz der
Außengrenzen fokussiert, während der weitaus
größere Teil ganz legal als Arbeitsmigranten
von einem EU-Mitgliedstaat angeworben wer-

de und nach Ablauf der Aufenthaltserlaubnis
nicht in den Herkunftsstaat zurückkehre. Spa-
nien und Italien hätten dieses Problem durch
verschiedene Legalisierungsmaßnahmen zu
lösen versucht und dabei positive Erfahrungen
gesammelt, die jedoch in ‚Brüssel‘ kaum auf
Resonanz stießen. Vielmehr präferiere die Eu-
ropäische Kommission weiterhin die Zusam-
menarbeit mit den Herkunftsstaaten, um ille-
gale Migranten abzuschieben, obwohl die dor-
tige Menschenrechtslage als kritisch einzu-
schätzen ist. Doch auch die Asylpolitik Grie-
chenlands oder Italiens werde von ‚Brüssel‘
nur unzureichend kritisiert, obwohl sie die Um-
setzung des Schengen-Vertrags behindern
(Drittstaatenregelung). Zusammenfassend be-
wertete Riedel den spanischen Ansatz positiv,
weil er nicht nur auf eine Legalisierung orien-
tiert ist, sondern auch die Bekämpfung der Ur-
sachen illegaler Migration in den Blick nimmt.
So müsse eher das Konzept der Europäischen
Kommission zur sogenannten zirkulären Mig-
ration auf den Prüfstand gestellt werden, weil
es auf neue Arbeitskräfte aus dem EU-Ausland
setzt, ohne dass die Herausforderungen der il-
legalen Migration und der sich verstärkenden
europäischen Binnenmigration von Ost nach
West gemeistert wären.

Die Frage nach der Zukunft der arabischen
Welt, der Umbruch in Tunesien und neue Per-
spektiven für die EU-Mittelmeerpolitik stan-
den im Zentrum des Vortrags von Mohamed
Turki. Vor allem die inneren und nicht die äu-
ßeren Faktoren seien ausschlaggebend für die
Probleme der arabischen Staaten. In diesem
Zusammenhang sei es notwendig, die Binnen-
struktur zu untersuchen, um nachvollziehen zu
können, warum es letztendlich zur Revolution
kam; so sei nicht nur die politische, sondern
auch die wirtschaftliche und gesellschaftliche
Dimension von entscheidender Bedeutung.
Des Weiteren sei gerade der unerwartete Au-
genblick das wichtigste Moment einer Revo-
lution. Rückblickend betrachtet seien drei Fak-
toren ursächlich für die Umwälzungen gewe-
sen: erstens die Arbeitslosigkeit, zweitens die
Aussichtslosigkeit der Menschen und drittens
die Demütigung und Entwürdigung der Men-
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schen. Außerdem sei die Frage, wo die Macht
verortet ist, zentral für die Revolution in Tu-
nesien. Dabei rücke die Struktur der tunesi-
schen Gesellschaft in das Zentrum der Analy-
se. Gekennzeichnet sei die Gesellschaftsstruk-
tur entweder durch patriarchale oder neo-pa-
triarchale Formierungen. Doch gerade diese
Gesellschaftsstrukturen ließen keine Transfor-
mation zu. Dies stelle vor allem für die junge
Generation eine Herausforderung dar, da es vor
allem sie sei, die sich in einer ökonomischen
Sackgasse befindet. Letztendlich sei es mithil-
fe der neuen Medien möglich, den Gedanken
der Freiheit zu verbreiten – tunesische Graffitis
wie „Thank you Facebook“ machten dies sicht-
bar. Die wesentlichen Parolen dieser Revolu-
tion seien Freiheit, Gerechtigkeit und Würde
gewesen.

Peter Bender referierte über die Rolle Deutsch-
lands, Frankreichs und der Europäischen Uni-
on im israelisch-palästinensischen Konflikt.
Dreh- und Angelpunkt des Konflikts seien wi-
derstreitende theologische und kulturelle An-
sprüche auf das Land Israel. Die dominierende
Frage im Vortrag Benders war, ob das Jahr
2011 zu einem Schlüsseljahr im Nahostkon-
flikt werde. Die viel zitierte Zweistaaten-Lö-
sung sei in greifbare Nähe gerückt. Doch eine
eventuelle einseitige Proklamation eines pa-
lästinensischen Staates würde nicht nur die bei-
den Konfliktparteien vor eine neue Herausfor-
derung stellen, sondern auch Deutschland,
Frankreich und die Europäische Union. Zudem
stellen die Umbrüche in der arabischen Welt
den israelisch-palästinensischen Konflikt in ei-
nen neuen, ungewisseren Kontext.

Die deutsche Nahostpolitik sei durch eine aus-
gewogene Zurückhaltung und ein Bewusstsein
der historischen Verantwortung geprägt. Es
bestehe weitgehende Einigkeit der politischen
Eliten Deutschlands bezüglich der deutschen
Interessen im Nahen Osten. Diese beinhalten
das Existenzrecht Israels, die Abwehr von Ge-
fahren beziehungsweise des internationalen
Terrorismus und den Erhalt der guten Bezie-
hungen zu den arabischen Staaten, um die
Energieversorgung zu gewährleisten. Die Po-

litik Frankreichs sei wiederum durch einen
pragmatischen Intergouvernementalismus ge-
kennzeichnet. Weiterhin strebe Sarkozy eine
Stärkung der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik und der militärischen Di-
mension der Europäischen Union an. Außer-
dem seien die Erwägungen Frankreichs und
der angewendete Politikstil im israelisch-pa-
lästinensischen Konflikt sehr stark von innen-
politischen Faktoren abhängig. Die französi-
schen Interessen bezüglich des Nahen Ostens
lägen zusammenfassend darin, Frankreichs
Bedeutung in der Weltpolitik zu vergrößern,
den Export in die Region zu steigern („patrio-
tisme économique“) und die Rolle eines Ver-
mittlers einzunehmen.

Bender diskutierte schließlich auch die euro-
päische Positionierung innerhalb des israe-
lisch-palästinensischen Konflikts und stellte
die Frage, ob die Europäische Union eher die
Rolle des „honest broker“ oder des „honorable
bystander“ einnehmen werde. Außerdem wer-
de sie oft nur als „payer, not player“ wahrge-
nommen. Dennoch sei gerade die Europäische
Union konzeptionell oft Vorreiter bei Lösungs-
ansätzen der internationalen Nahostdiploma-
tie. So hat die Europäische Union laut Bender
mit den Gipfelerklärungen von Berlin 1999
und Sevilla 2002 indirekt die Basis für die For-
mulierung der ‚road map‘ gelegt. Trotzdem
birgt die Zweistaaten-Lösung im Falle einer
einseitigen Proklamation eines Palästinenser-
staats ein beträchtliches Konfliktpotenzial.
Verbunden mit einer befürchteten dritten Inti-
fada würde das entweder zu einer völligen Blo-
ckade oder einem Zerfall der Union für das
Mittelmeer führen. Der ‚intergovernmental
multilateralism‘, das Organisationsprinzip der
Union für das Mittelmeer, wäre damit geschei-
tert. Die weitere Folge einer so gescheiterten
EU-Mittelmeer- und Nahostpolitik wäre eine
zunehmende Marginalisierung der Europä-
ischen Union als Akteur in den internationalen
Beziehungen insgesamt. Auch müssten
Deutschland, Frankreich und die Europäische
Union den gefährlichen Stillstand im Nahost-
konflikt nach den kontroversen Reden von US-
Präsident Barack Obama und Israels Premier
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Benjamin Netanjahu überwinden und die Ak-
teurslücke neu ausfüllen. Das Gleiche gelte für
die Glaubwürdigkeit, die unbedingt wieder-
hergestellt werden müsse: Nur durch ‚leader-
ship by credibility‘ könnten Frankreich und
Deutschland einerseits die Europäische Union
voranbringen – und kann die Europäische Uni-
on ihrerseits einen Beitrag zur Lösung des is-
raelisch-palästinensischen Konflikts leisten.

Am Ende der Tagung richtete Katrin Sold den
Blick nochmals allgemeiner auf die Politik der
Europäischen Union, Frankreichs und
Deutschlands im Mittelmeerraum, um ab-
schließend die grundsätzliche Frage nach trag-
fähigen Kooperationsstrukturen zwischen Bi-
lateralität und Multilateralität zu erörtern. Ein-
leitend kommentierte sie die Reaktionen
Deutschlands und Frankreichs auf die Umbrü-
che im arabischen Raum. Hierbei seien zwei
Phasen zu unterscheiden, zum einen die Phase
vor der Flucht des tunesischen Präsidenten Ben
Ali und zum anderen die Phase danach. In der
ersten Phase seien sowohl Deutschland als
auch Frankreich von dem Regime-Umsturz
überrascht gewesen, obschon von Frankreich
aufgrund der engen Beziehungen zu den nord-
afrikanischen Staaten ein besserer Informati-
onsstand zu erwarten gewesen wäre. Die
Nichtreaktion Frankreichs stehe zudem im Ge-
gensatz zum Charakter der traditionellen fran-
zösischen Außenpolitik. Diese zeichne sich
häufig durch schnelle Entscheidungsprozesse
und einen Rückgriff auf einen Erfahrungs-
schatz in der Mittelmeerpolitik aus. Deutsch-
land hingegen, das über eine traditionelle Ost-
Orientierung verfüge, habe sich infolge der
Umbrüche in Nordafrika erst strategisch posi-
tionieren müssen.

Die zweite Phase nach Ben Alis Sturz – und
den fortschreitenden Umbrüchen in den ande-
ren nordafrikanischen Staaten – sei dagegen
durch deutliche Unterschiede der deutschen
und der französischen Position gekennzeich-
net. Im Zuge des Libyen-Einsatzes habe Frank-
reich versucht, seine Führungsrolle und seinen
Führungsanspruch in der EU-Mittelmeerpoli-
tik geltend zu machen. Frankreich sei eine Al-

lianz mit Großbritannien eingegangen und fes-
tigte damit eine wenig zuvor etablierte franzö-
sisch-britische Partnerschaft in Sicherheits-
und Verteidigungsfragen. Deutschland habe
sich in der zweiten Phase deutlich zurückhal-
tender verhalten. Die deutsche Außenpolitik
setze weniger Akzente in der EU-Mittelmeer-
politik als in der direkten Nachbarschaftspoli-
tik. Die infolge des ‚arabischen Frühlings‘ not-
wendig gewordene Neupositionierung sei
dann auch nicht über das Forum der Mittel-
meerunion, sondern in Form eines bilateralen
Ansatzes erfolgt.

Im zweiten Teil ihres Vortrags wandte sich
Sold der Analyse der Kooperationsstrukturen
in der euro-mediterranen Partnerschaft zu und
erläuterte die wesentlichen Vor- und Nachteile
des bilateralen und multilateralen Ansatzes so-
wie etwaige Möglichkeiten einer künftigen
komplementären Anwendung. Das wesentli-
che Problem liege nach ihrer Einschätzung da-
rin, dass die Instrumente des jeweiligen An-
satzes häufig parallel auf die gleichen Zielstaa-
ten angewendet werden, um dieselben Ziele zu
erreichen. Ein Konkurrenzverhältnis in der
europäischen Nachbarschaftspolitik existiere
auf zwei Ebenen: auf der Ebene der Akteure,
beispielsweise um Finanzmittel und nationale
Einflusssphären, sowie auf der Ebene der In-
strumente zwischen bilateralem und multilate-
ralem Ansatz. Anders als die häufig formulier-
te Forderung einer vollständigen Überwindung
dieser Konkurrenzverhältnisse in der EU-Mit-
telmeerpolitik sprach sich Sold für eine kom-
plementäre Nutzung beider Ansätze in ausge-
wählten Bereichen aus. Beispielsweise sollten
die bestehenden Netzwerke einzelner EU-Mit-
gliedstaaten in den Nachbarschaftsregionen
besser genutzt werden. Auf Ebene der Instru-
mente eigne sich der multilaterale Ansatz vor
allem im Bereich der Förderung wirtschaftli-
cher Kooperation und der gemeinsamen Be-
kämpfung von Sicherheitsrisiken. Der bilate-
rale Ansatz berücksichtige hingegen die Hete-
rogenität der einzelnen Staaten in der Region
in einem größeren Maße. Die Instrumente des
bilateralen Ansatzes können infolgedessen vor
allem im Bereich der Demokratisierung sowie
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der Förderung von Menschenrechten und
Rechtsstaatlichkeit zum Einsatz kommen.

Im Tenor stimmten die Tagungsbeiträge darin
überein, dass die festgefahrenen Strukturen,
Instrumente und Institutionen der EU-Mittel-
meerpolitik dringend modernisiert und den
neuen Entwicklungen in der arabischen Welt
und der Türkei angepasst werden müssen.
Deutschland und Frankreich komme dabei eine
Schlüsselrolle zu, diese müsse von beiden aber

auch konstruktiv wahrgenommen werden. Nur
so könne Europa in der Region im Dialog mit
den islamischen Mittelmeerstaaten und bei der
Lösung des Nahostkonflikts eine bedeutende
Rolle spielen, Demokratisierungsprozesse be-
gleiten, sicherheits- und migrationspolitische
Herausforderungen partnerschaftlich meistern
und das Potenzial der energiepolitischen Zu-
sammenarbeit in der Region gerade mit Blick
auf die Förderung erneuerbarer Energien nut-
zen.
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